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Rhein
Westfälisch

Aus den Fehlern nichts gelernt
hat wohl dieser 19-Jährige, der
am Mittwoch erst aus der U-
Haft in Dortmund entlassen und
am Donnerstagmorgen direkt
wieder festgenommen wurde.
An einer S-Bahnhaltestelle hatte
der junge Mann einer 16-
Jährigen das Handy gestohlen
und war mit seiner Beute
weggelaufen. Passanten halfen
der 16-Jährigen und riefen die
Polizei. Die umfangreiche
Beschreibung des Unbekannten
und seines Fluchtweges ließ
kurz darauf eine Polizeistreife
auf einen 19-jährigen
Dortmunder, der am Nordmarkt
stand, aufmerksam werden. Bei
dessen Überprüfung und
Durchsuchung entdeckten die
Beamten das zuvor geraubte
Mobiltelefon und stellten es
sicher.
Die U-Haft, die der 19-Jährige
bereits wegen verschiedener
Raubdelikte absitzen musste,
hat bei ihm offensichtlich keine
große Wirkung hinterlassen.
Der Haftrichter wird nun über
eine erneute U-Haft
entscheiden, heißt es in der
Polizeimeldung– fraglich ist
dabei allerdings, was die
bringen soll. � eB

Feuerwehr ist das Haus in Köln
zwar nicht einsturzgefährdet, aber
auf Dauer nicht standfest. Spezial-
firmen haben bereits begonnen,
den Kran zu bergen. � dpa

der Kran umstürzte, ist noch unklar.
Er war erst am Donnerstag auf ei-
ner benachbarten Baustelle im Köl-
ner Stadtteil Marienburg aufge-
stellt worden. Laut Angaben der

letzungen, wie die Feuerwehr be-
richtete. Vier weitere Bewohner
des Hauses und ein Hund konnten
von der Feuerwehr unverletzt in Si-
cherheit gebracht werden. Warum

Ein 40 Meter hoher Baustellenkran
ist in der Nacht zu gestern in Köln
auf ein Wohnhaus gestürzt und hat
einen 34-Jährigen in seinem Bett
eingeklemmt. Er erlitt leichte Ver-

Baukran stürzt auf Haus: Bewohner in Bett eingeklemmt

„Dünger“ für
den Bio-Landbau

Land will mit höheren Prämien Anreiz schaffen
HATTINGEN � Biokost ist ge-
fragt: Im Vorjahr gaben die
Bundesbürger 7,2 Prozent
mehr Geld für ökologisch
produzierte Lebensmittel
aus. Doch die Bereitschaft der
Bauern zum Umstieg ist in
NRW gering. Mit höheren
Prämien will das Land nun
gegensteuern.

Alfred Schulte-Schade ist ei-
ner von 1844 Bio-Bauern in
Nordrhein-Westfalen. Der 60-
Jährige betreibt in Hattingen
seinen nahe am Fluss gelegen
Hof, 140 Hektar groß und mit
25 Mitarbeitern. Mit eher sel-
ten gehaltenen Rassen hat er
einen, wie er sagt, gut laufen-
den Betrieb aufgebaut: Neben
einer der bundesweit größten
Auerochsenherden mit 50
Tieren hält Schulte-Schade
auf seinen Wiesen Simmenta-
ler Hausrinder und einen
kleinen Bestand an Benthei-
mer Landschweinen.

Doch ökologisch wie Schul-
te-Schade wollen in NRW der-
zeit nur 5,4 Prozent der Land-
wirte arbeiten. Obwohl die
Verbraucher immer mehr
Biolebensmittel nachfragen,
stellen im bevölkerungs-
reichsten Bundesland kaum
noch Bauern ihre Produktion
auf Bio-Landbau um.

Zwar konnte die Bio-Bran-
che 2013 bundesweit ihren
Umsatz zum Vorjahr um 7,2
Prozent auf 7,6 Milliarden
Euro steigern – davon entfiel

etwa ein Fünftel auf Nord-
rhein-Westfalen. Aber die
ökologisch bewirtschaftete
Nutzfläche in NRW stagniert
bei knapp fünf Prozent. Die
Folge: Ein großer Teil der ver-
zehrten Biolebensmittel ist
importiert.

Einer der Hauptgründe für
das Zögern der Bauern: Bio ist
teuer und damit auch riskant.
Einkommensnachteile ge-
genüber herkömmlicher
Landwirtschaft würden von
den Öko-Marktpreisen nicht
ausreichend gedeckt, räumt
auch NRW-Umweltminister
Johannes Remmel ein. Mit ei-
ner Anhebung der Prämien
für Öko-Betriebe will das
Land den Bio- Landbau ankur-
beln. Um bis zu 45 Prozent
sollen Ausgleichszahlungen
für die wichtigsten Feld- und
Grünlandkulturen ab 2015
steigen, kündigte Remmel
gestern an.

„Die Vermarktung bei Bio
muss professioneller laufen“,
sagt Landwirt Schulte-Scha-
de. Dazu müssten die Öko-
Landwirte auch enger koope-
rieren. Außerdem reiche es
nicht, von den nach ökologi-
schen Vorgaben aufgezoge-
nen Rindern und Schweinen
nur Steaks und Koteletts für
die Gastronomie zu liefern:
„Man muss natürlich das gan-
ze Tier vermarkten können,
um wirtschaftlich arbeiten zu
können.“ � dpa

Die „Ice Bucket Challenge“
soll auf die seltene Nerven-
krankheit ALS (Amyotrophe
Lateralsklerose) aufmerksam
machen.

In seiner Ansprache will der
Priester des Bistums Essen
aber auch kritische Töne an-
schlagen. „Immer mehr Pro-
mis machen das, um sich
selbst in Szene zu setzen“,
sagte Alter. Auch passe es ei-
gentlich nicht zusammen, et-
was zu geben und gleichzei-
tig über die Nominierung
subtilen Druck auszuüben. Er
selbst sei nicht nominiert
worden, nehme sich aber die
Freiheit, es trotzdem zu ma-
chen. Er werde auch nieman-
den nominieren. Spenden
will er auch, allerdings nicht
für die Erforschung von ALS,
sondern einer anderen selte-
nen Krankheit. � dpa

Gereon Alter (47), Pfarrer aus
Essen, wird sich heute Abend
im Fernsehen einen Eimer
Eiswasser über den Kopf gie-
ßen. Denn die Eisdusche für
den guten Zweck macht auch
vor dem „Wort zum Sonntag“
nicht Halt. „Ich finde die Idee
klasse, auf eine originelle
und spaßige Weise auf eine
Krankheit aufmerksam zu
machen, die sehr ernst ist
und bisher kaum Beachtung
findet“, sagt der 47-Jährige.
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Zweifel am Loveparade-Gutachten
Verteidiger halten Mitarbeiterin des Sachverständigen für befangen

DUISBURG � Im Verfahren um
die Loveparade-Katastrophe
von Duisburg haben mehrere
Anwälte der Beschuldigten
ein zentrales Gutachten für
die Staatsanwaltschaft ange-
griffen. Die Verteidiger wür-
den das Gutachten sowohl in-
haltlich als auch formal an-
zweifeln, sagte gestern Spre-
cher des Duisburger Landge-
richts .

Das Gericht prüft zurzeit
die Zulassung der Anklage.
Bei der Tragödie am 24. Juli
2010 waren in Duisburg 21
Menschen ums Leben gekom-
men und über 500 verletzt
worden.

Die „Süddeutsche Zeitung“
hatte gestern berichtet, eine
Mitarbeiterin des britischen
Sachverständigen Keith Still
sei möglicherweise befangen
gewesen. Die Expertin habe
neben ihrer Gutachter-Tätig-

keit gleichzeitig für das NRW-
Innenministerium in einer
Arbeitsgruppe gesessen, die
sich ebenfalls mit der Lovepa-
rade beschäftigte.

Ein Sprecher des Innenmi-
nisteriums bestätigte ges-
tern, die Teilnahme der Bera-
terin an der Arbeitsgruppe.
Die zwölfköpfige Runde be-
stehend aus Brandschutzex-
perten, Rettungskräften und
Veranstaltern habe ehren-
amtlich zentrale Punkte zum
Thema Sicherheit bei Groß-
veranstaltungen zusammen-
getragen. Der „Süddeutschen
Zeitung“ sagte die Expertin,
sie habe bei dem Gutachten
nur organisatorische Hilfe ge-
leistet.

Die Staatsanwaltschaft
Duisburg hatte unter Verweis
auf die Feststellungen des
„international anerkannten
Sachverständigen“ erklärt,

das Maßnahmen der Polizei
nicht „ursächlich für den tra-
gischen Ausgang der Lovepa-
rade“ gewesen seien. Ange-

klagt sind sechs Mitarbeiter
der Stadt und vier Angestellte
des Veranstalters. Polizisten
gehören nicht zu den Ange-
klagten. Nach der Katastro-
phe waren zunächst auch
Polizisten unter Verdacht ge-
raten, falsch reagiert zu ha-
ben.

Das Landgericht werde „die
Anklage genau prüfen und
auch diese Dinge, wer, wann
mit wem gearbeitet hat, be-
rücksichtigen“, sagte der Ge-
richtssprecher. Wenn es zu ei-
nem Hauptverfahren kom-
me, liege es jedoch immer
noch im Ermessen des Ge-
richts, selbst einen Gutachter
auszuwählen, sagte der Spre-
cher des Landgerichts Duis-
burg.

Die Entscheidung des Land-
gerichtes über die Zulassung
der Anklage wird nicht vor
Herbst erwartet. � dpa
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Zoll kontrolliert
Gerüstbauer

WERL � Mitarbeiter des
Hauptzollamts Bielefeld ha-
ben gestern 25 Objekte in
Nordrhein-Westfalen durch-
sucht, unter anderem in
Werl. Die Fahnder ermitteln
gegen eine „Tätergruppie-
rung im Gewerbegerüstbau“,
so die Staatsanwaltschaft ges-
tern auf Anfrage unserer Zei-
tung. Die Verantwortlichen
sollen im großen Stil Steuern
hinterzogen haben. Man geht
von einem Schaden im hohen
sechsstelligen Bereich aus.
Der Schwerpunkt der Durch-
suchungen war im Ruhrge-
biet. Es besteht der Verdacht
eines Geflechts von Scheinfir-
men. Weitere Details gab die
Staatsanwaltschaft gestern
nicht bekannt. Kommende
Woche wollen die Ermittler
ausführlich informieren.
� bus

Ehefrau mit 28
Messerstichen getötet

Täter kann sich vor Gericht nicht mehr erinnern
MÜNSTER � Mit 28 Messersti-
chen soll ein Pizzabäcker aus
Ahaus im März seine Ehefrau
getötet haben. Zum Prozess-
auftakt gestern hat der 34-
Jährige die Tat vor dem
Schwurgericht Münster ge-
standen. An Einzelheiten
könne er sich aber nicht
mehr erinnern. „Ich weiß
nicht mehr, wie ich auf sie
draufgegangen bin“, sagte
der Angeklagte, der sich we-
gen Totschlags verantworten

muss. Das Opfer war noch am
Tatort verblutet.

Der Angeklagte und seine
Frau hatten sich während ih-
rer Ehe immer wieder gestrit-
ten. Zu Jahresbeginn 2014
gingen bei der Polizei wech-
selseitig mehrere Anzeigen
wegen häuslicher Gewalt ein.
Schließlich wurde der 34-Jäh-
rige aus der Wohnung ver-
wiesen. Das Landgericht fünf
Verhandlungstage bis Ende
September angesetzt. � dpa

Ein Auerochse in den Ruhrauen: Trotz steigender Nachfrage nach
Biolebensmitteln ist das Interesse der nordrhein-westfälischen
Landwirte an ökologischem Landbau gering. � Foto: dpa

„Körperwelten“
auch mit Tieren

BOCHUM � Nach den „Körper-
welten“ kommt jetzt die Aus-
stellung „Körperwelten der
Tiere“ nach Bochum. Vom 7.
November bis 25. Februar
macht die Schau erstmals im
Ruhrgebiet Station. Auf über
1000 Quadratmetern werden
mehr als 100 Exponate ausge-
stellt, sowohl Ganzkörper-
Plastinate als auch Einzelprä-
parate, Scheiben- und Organ-
plastinate. Zu den Höhepunk-
ten zählt das Plastinat einer
Elefantenkuh. Mit einer Län-
ge von sechs Metern und 3,50
Metern Höhe ist es das größte
plastinierte Lebewesen. � idr

Das Sauerland
schrumpft

DÜSSELDORF � Die Einwoh-
nerzahl ist in Westfalen im
vergangenen Jahr leicht ge-
sunken. Wie aus einer aktuel-
len Erhebung des Statisti-
schen Landesamtes hervor-
geht, lebten Ende 2013 insge-
samt 8150093 Menschen in
der Region. Das sind 7263
Personen weniger als ein Jahr
zuvor. Vom Einwohnerrück-
gang besonders betroffen ist
Südwestfalen. Die Kreise
Olpe, Siegen-Wittgenstein,
Soest, der Hochsauerland-
kreis und der Märkische Kreis
haben innerhalb eines Jahres
mehrere Tausend Einwohner
verloren. Zu den Städten mit
einer deutlich positiven Ein-
wohnerentwicklung gehören
in Westfalen unter anderem
Gütersloh, Münster und Dort-
mund. � wh

Projekt „Kein Kind zurücklassen“
reits bestehende Angebote für Kin-
der und Familien besser zu ver-
knüpfen und gezielte Hilfe vor Ort
zu leisten. Langfristig setzt Minis-
terpräsidentin Hannelore Kraft
(SPD) auf höhere soziale Renditen
durch Vorbeugung, also auf Ein-
sparungen wegen nicht ausgege-
bener Sozialleistungen. Das Land
trägt 3,5 Millionen Euro der Kos-
ten, die Bertelsmann-Stiftung zahlt
1,5 Millionen Euro. � vor

„Kein Kind zurücklassen“ wurde im
März 2012 in 18 NRW-Modellkom-
munen eingeführt – unter anderem
in Hamm, Arnsberg und Dortmund
sowie in den Kreisen Unna und Wa-
rendorf. Ziel des zunächst bis 2015
laufenden Projektes ist es, für alle
Kinder die besten Bildungsmöglich-
keiten und Voraussetzungen für ein
gelingendes Aufwachsen zu schaf-
fen. Dazu werden so genannte Prä-
ventionsketten aufgebaut, um be-

21 Menschen starben bei der
Massenpanik auf der Lovepara-
de 2010. � Foto: dpa

Modellprojekt zeigt Wirkung
Kommunen berichten von Erfolgen bei „Kein Kind zurücklassen“

Von Robert Vornholt

OBERHAUSEN � Mit einem Satz
bilanziert NRW-Ministerpräsi-
dentin Hannelore Kraft (SPD)
das Projekt, das ihr Herzensan-
liegen ist: „Vorbeugung funktio-
niert und lohnt sich“, fasste sie
die Zwischenergebnisse des Mo-
dellvorhabens „Kein Kind zu-
rücklassen“ zusammen.

Nach zweieinhalbjähriger
Laufzeit in 18 Kommunen
habe sich gezeigt: „ Je früher
man mit der Unterstützung
beginnt, um so größer ist der
Erfolg.“ Bei einer Präsentati-
on der Ergebnisse in Ober-
hausen kündigte Kraft ges-
tern an, dass das zunächst bis
2015 terminierte Projekt aus-
gewertet und bis 2020 fortge-
setzt wird.

Präventive Arbeit, die auf
der guten und vernetzten Zu-
sammenarbeit aller Akteure
im Jugendbereich und vieler
gesellschaftlicher Gruppen
basiere, sei „in den Köpfen
der Verantwortlichen ange-
kommen“, müsse aber noch
ausgebaut werden. „Es gibt
nicht das Patentrezept“, setzt
die Ministerpräsidentin auf
lokale Lösungen zur Förde-
rung, insbesondere für be-
nachteiligte Kinder. In den
Kommunen gebe es durch die
Vermeidung von sozialen Re-
paraturen Einspareffekte von

30000 bis 3,6 Millionen Euro.
„Man muss dranbleiben“,

setzt die Ministerpräsidentin
auf Kontinuität und den „Mut

zu warten“. Denn es dauere
eine Generation, ehe alle Fol-
gen vorbeugender Hilfen be-
wertet werden könnten. „Es

darf kein Strohfeuer sein,
sondern es muss einen Para-
digmenwechsel in der Politik
geben.“ Brigitte Mohn als Ver-
treterin der Bertelsmann-Stif-
tung betonte, dass jetzt die
Grundlage für die Umsteue-
rung von Prozessen in den
Kommunen gelegt worden
sei.

Kraft berichtete, dass viele
CDU-Bürgermeister die Initia-
tive unterstützen. „Es ist
wichtig, dass das Projekt
nicht im parteipolitischen
Kleinkein zerrieben wird“,
verwies sich zudem darauf,
dass die Fürsorgestrategie für
Kinder alle Politikbereiche
der Landesregierung durch-
dringe. Probleme gibt es ak-
tuell mit Datenschutzbestim-
mungen, weil die Informatio-
nen über die Kinder nur ein-
geschränkt genutzt werden
dürfen und damit den Aus-
tausch und die Analyse ein-
schränken. Im Gespräch mit
dem NRW-Datenschutzbeauf-
tragten wolle sie einen „aus-
gewogenen Mittelweg fin-
den“. Mohn zeigte auf, dass
zusammengefasste Informa-
tionen verwendet werden
könnten, um Ergebnisse er-
mitteln zu können. Das müs-
se „ein fortlaufender Prozess“
sei. „Pioniere müssen manch-
mal durch kaltes Wasser“,
sieht sie die Akteure auf ei-
nen langen Weg zum Ziel...

Unter anderem Vertreter aus Hamm berichteten über Erfolge beim
Modellprojekt: Brigitte Wesky (Jugendamt), Lydia Schillner (Job-
Center) und Sozialfachbereichsleiter Theo Hesse mit NRW-Minister-
präsidentin Hannelore Kraft. � Foto: Vornholt
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